Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


. Ausgegeben Danzig, den 1 a ; 1931 


975 Juhalt. Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten (S. 23). — Verordnung betr. 
Aenderung verſchiedener Beſtimmungen des Danziger Verſorgungsgeſetzes und des Geſetzes über das We in Ver⸗ 
ee in der Form der Bekanntmachung vom 8. 11. 1928 (S. 24). 5 i 


17 5 Veror d nung 
8 über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 30. 1. 1931. 


Auf Grund des S 4 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 ©. Bl. ©. 7) wird ‘tole 
msn mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1. N 
Der Steuer 1 8 ſämtliche nach den 88 2 und 3 des Einkommenſteuergeſetzes im Gebiete 


der Freien Stadt Danzig ſteuerpflichtigen Perſonen, die nach Maßgabe dieſes Geſetzes als feſtbeſoldet 
ai un jur 


re § 2. 
Als feſtbeſoldet im Sinne dieſes Geſetzes gelten: 
A: die Beamten, Angeſtellten und mit Anwartſchaft auf 9 beſchäftigten Arbeiter 
a) der Freien Stadt Danzig, ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände, 
b) des Ausſchuſſes für den Hafen und die Waſſerwege von Danzig, 
c) aller ſonſtigen Körperſchaften Sn öffentlichen on einſchließlich der Träger der So⸗ 
zialverſicherung, 
d) der ausländiſchen Behörden und Einrichtungen mit behördlichem Charakter, die einen 
dienſtlichen Sitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, 8 
e) der Unternehmungen oder Einrichtungen, bei denen die unter a bis d genannten Körper⸗ 
: ſchaften mit mehr als 50 v. H. beteiligt find, oder die von dieſen Körperſchaften ganz 
oder überwiegend unterhalten werden, 
f) der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts. 
2. die Geiſtlichen der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts. 
3. die Empfänger von Wartegeld, Ruhegehalt oder Ruhegeld, Witwen- und Waiſengeld und 
anderen Bezügen oder geldwerten Vorteilen, die vom Staat und den übrigen unter 1 und 2 
bezeichneten Körperſchaften, Unternehmungen, Einrichtungen uſw. gewährt werden.“ 


Saou 
Bemellunasgrundlage fiir die Steuer [ind die im § 32 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes be- 


zeichneten Einnahmen mit Ausnahme der Kinderbeihilfen, die für die Zeit nach dem 31. März 1931 
gewährt werden. 


Überſteigen die Einnahmen nach Abſ. 1 bei verheirateten, verwitweten und ech denten Per⸗ 
onen nicht den Betrag von 200 G monatlich oder 46,15 G wöchentlich, bei ledigen Perſonen nicht den 
Betrag von 167 G monatlich oder 38,50 G wöchentlich, fo find dieſe Perſonen von der Steuer befreit. 
Die Steuer wird inſoweit nicht erhoben, als dadurch die Einnahmen nach Abſ. 1 unter die 
N 1 2 erwähnte Grenze herabgeſetzt werden würden. 


4 
if 


i Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 2. 1931.) 


Die Steuer beträgt für Beamte, Geiſtliche und mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellte im Amt, 
im Warteſtande und im Ruheſtande, ſowie für deren Hinterbliebene 1½ v. H., für die ſonſtigen 
unter § 2 fallenden Perſonen 61/, v. H. der im §3 Abſ. 1 genannten Einnahmen. 


5 S25. 
Die Steuer wird von den im S 3 Abſ. 1 bezeichneten Einnahmen durch Einbehaltung eines 


Lohn⸗ oder Gehaltsteils erhoben. 


Der Arbeitgeber hat die Steuer von den im $ 3 Abſ. 1 bezeichneten Einnahmen bei jeder 
Lohn⸗ oder Gehaltszahlung einzubehalten und die einbehaltenen Beträge an die Steuerkaſſe abzu⸗ 
führen. : 
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66 des Einkommenſteuergeſetzes gilt auch für die nach dieſer Verordnung zu erhebende Steuer. 
5 § 6. 


Die Feſtbeſoldetenſteuer wird bei der Berechnung des ſteuerpflichtigen Einkommens abgezogen. 


87. 
Die Steuer fließt ausſchließlich dem Staate zu. 


: § 8. d : 
Die Steuer wird zurückerſtattet, wenn während der Geltungsdauer dieſer Verordnung das Dienſt⸗ 
verhältnis ſeitens des Arbeitgebers aus einem nicht in der Perſon des Dienſtverpflichteten liegenden 
Grunde aufgelöſt wird. ak 


Ob die Vorausſetzungen für eine Rückerſtattung der Steuer gegeben ſind, entſcheidet der Senat 
endgültig. f ö 


$ 9. a N a 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung mit der Maßgabe in Kraft, daß die Steuer erjt- 
malig von den für April 1931 beſtimmten Löhnen und Gehältern einzubehalten iſt. 


; § 10. 
Die Vorſchriften zur Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


oe Sl. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 31. März 1934 außer Kraft. 


Danzig, den 30. Januar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
o Dr. Ziehm. Dr. Winderlich. 
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18 pS z Verordnung 8 
betr. Anderung verſchiedener Beſtimmungen des Danziger Verſorgungsgeſetzes und des 
Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen in der Form der Be⸗ 
kanntmachung vom 8. 11. 1928. (G. Bl. S. 365 ff.) 
Vom 27. 1. 1931. 
Auf Grund des $ 5 des Ermächtigungsgeſetzes wird folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen 
Artikel 1. | 


Die Vorſchrift des S 53 des Verſorgungsgeſetzes wird, ſoweit es ih um Beſchädigte handelt, 
die vor dem 1. Auguſt 1920 aus dem Militärdienſt ausgeſchieden ſind, bis auf weiteres mit der 
Maßgabe außer Kraft geſetzt, daß Heilbehandlung gewährt werden kann. 


Artikel 2. 


Die Vorſchrift des 8 57 Abſ. 1 des Verſorgungsgeſetzes findet bis auf weiteres auf Beſchädigte, 
die vor dem 1. Auguſt 1920 aus dem Militärdienſt ausgeſchieden ſind, nur inſoweit Anwendung, als 
es ſich um Geſundheitsſtörungen handelt, für die am 31. Juli 1930 Rente bezogen wurde. 
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Die Verſorgungsgebührniſſe der Beſchädigten können neu feſtgeſtellt werden, wenn 

E a) die weſentliche Veränderung durch eine Geſundheitsſtörung hervorgerufen iſt, die mit der Ge— 

: ſundheitsſtörung für die am 31. Juli 1930 Rente bezogen wurde, in urſächlichem Zuſammen⸗ 
hang ſteht, : : 

b) eine Geſundheitsſtörung bis zum 31. Juli 1930 rechtskräftig als Folge einer Dienſtbeſchä⸗ 
digung anerkannt worden war und der Geſundheitszuſtand ſich durch Verſchlimmerung 
dieſer Geſundheitsſtörung, oder durch eine andere mit ihr in urſächlichem Zuſammenhang 
ſtehende Geſundheitsſtörung weſentlich verändert hat. i 


ie : 
Der Rekurs ijt bis auf weiteres außer in den im § 92 des Geſetzes über das Verfahren in Ver⸗ 
ſorgungsſachen aufgeführten Fällen ausgeſchloſſen: 
1.᷑. wenn das Verſorgungsgericht die Sache an die. Verwaltungsbehörde zurückverwieſen oder 
die Berufung als unzuläſſig oder verſpätet zurückgewieſen hat, 

2. wenn es ſich um Elternrente handelt, es fet denn, daß der urſächliche Zuſammenhang des 

y Todes mit der Dienſtbeſchädigung im Verfahren vor dem Verſorgungsgerichte ſtreitig ge— 
weſen ilt und das Verſorgungsgericht den urſächlichen Zuſammenhang bejaht oder verneint 
hat, 

3. ſoweit es ſich um Ausgleichs-, Frauen-, Kinder- oder Ortszulage oder um den Anſpruch auf 
den Beamtenſchein handelt, : 

4. ſoweit es ſich um Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr, die Höhe der Witwenrente, um 
Heiratsabfindung oder um die Bedürftigkeit oder Erwerbsunfähigkeit des Witwers (§ 97 
des Verſorgungsgeſetzes) handelt, 

5. ſoweit es ſich um die beſonderen Vorausſetzungen des Anſpruchs auf Waiſenrente in den 
Fällen des $ 41 Abſ. 2 Nr. 4 und 5, Abſ. 3 Satz 1 und Abſ. 4 des Verſorgungsgeſetzes 
handelt. i : 

6. ſoweit es ſich um den Zeitpunkt des Beginns oder Aufhörens der Verſorgung (SS 55 und 
56 des Verſorgungsgeſetzes) oder um Rente handelt, die für begrenzte, bereits abgelaufene 
Zeiträume zu gewähren iſt. : 

Dieſe Vorſchrift findet auf die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängigen Rekurſe An⸗ 
wendung. ; 
Artikel 4. 


Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung mit Wirkung vom 1. 8. 1930 in Kraft. 
Danzig, den 27. Januar 1931. a 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 
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; Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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